Politische Sprache : Grundbegriffe und Analysemethoden by Armin Burkhardt
Politische Sprache : Grundbegriffe und
Analysemethoden
著者 Armin Burkhardt
journal or
publication title
独逸文学
volume 45
page range 1-32
year 2001-03-15
URL http://hdl.handle.net/10112/00018133
1. Einleitung 
Politische Sprache 
Grundbegriffe und Analysemethoden* 
Armin Burkhardt 
Nachdem sich die Sprachwissenschaft jahrhundertelang fast ausschließ-
lich als „harte" Systemlinguistik verstand, in deren Rahmen die als 
„weich" geltende Untersuchung der gesellschaftlichen Dimension von 
Sprache nur selten Platz fand, hat sich in den letzten Jahrzehnten nach 
und nach die Erkenntnis durchgesetzt, daß - neben vielen anderen Berei-
chen der Angewandten Linguistik - auch die Linguistik der politischen 
Sprache eine ebenso wichtige wie legitime Teildisziplin der Sprachwis-
senschaft darstellt. Zu den Aufgaben dieser - wie ich sie getauft habe -
„Politolinguistik" (Burkhardt 1996) gehört neben der Historiographie 
der politischen Sprache im Rahmen der Sprachgeschichtsschreibung 
auch die kritische Auseinandersetzung mit der politischen Kommuni-
kation der jeweils eigenen Zeit. Zumindest im deutsch- und englisch-
sprachigen Raum darf heute wohl als allgemein akzeptiert gelten, daß 
die Analyse und Kritik der politischen Sprache eine wichtige gesell-
schaftspolitische Serviceleistung der Linguistik ist: ein Bereich, in dem 
die Linguistik ins praktische Leben greift und eingreift. 
Im deutschen Sprachraum erfolgte die linguistisch-sprachkritische 
Beschäftigung mit der Sprache der Politik in fünf Schüben, die jeweils 
durch äußere Ereignisse motiviert waren: 
1. Die erste Phase, nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs, ist rück-
wärtsgewandt und durch die Auseinandersetzung mit der unmittelbaren 
Vergangenheit: der Sprache des Nationalsozialismus geprägt. Doch auch 
später ist der nationalsozialistische Sprachmißbrauch immer wieder zum 
Gegenstand linguistischer Studien sowie von Arbeiten aus benachbarten 
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Disziplinen geworden. 
2. Erst Anfang der 60er Jahre, nach Mauer-Bau und Kuba-Krise, nahm 
die Zahl der Veröffentlichungen zur politischen Sprache deutlich zu. In 
der Germanistischen Linguistik hat hier zunächst die Beschäftigung mit 
der Sprache im geteilten Deutschland, d.h. der Vergleich der deutschen 
Sprache in der DDR und in der Bundesrepublik, die Hauptrolle gespielt. 
3. Im Zuge der durch die Studentenbewegung der späten 60er und 
frühen 70er Jahre initiierten Liberalisierung und Umstrukturierung 
der bundesdeutschen Gesellschaft einerseits und der Entstehung der 
Soziolinguistik andererseits trat - unter den Überschriften „Sprache und 
Herrschaft" bzw. ,,Sprache und soziale Kontrolle" - die Beschäftigung 
mit der als manipulatives Werkzeug begriffenen Sprache insbesondere 
der Gesellschafts- und Innenpolitik in den Vordergrund linguistischer 
Bemühungen im Bereich ,politische Sprache'. Die Aufgabe der Sprach-
wissenschaft auf diesem Gebiet wurde vor allem als Ideologiekritik 
begriffen. Die Zauberworte der linguistischen Diskussion dieser Zeit 
über die politische Sprache hießen Manipulation und Verschleierung. 
Zugleich setzte eine Art Gegenbewegung ein: Als sich die CDU/CSU 
seit 1969 im Bundestag auf die Oppositionsbänke verbannt fand, begann 
man über Strategien nachzudenken, wie die verlorene Macht zurück-
gewonnen werden könnte. Als neues Denkmodell stellte Kurt Biedenkopf 
in seiner Rede als Generalsekretär der CDU auf dem Hamburger Partei-
tag von 1973 die strategische Metapher vom „Besetzen von Begriffen" 
vor und löste damit heftige Diskussionen aus. Von Politikern, Politologen 
und Linguisten der Linken wurde das an sich nützliche Modell damals 
noch zumeist mit dem Gegenschlag-Wort vom „semantischen Krieg" 
gebrandmarkt. 
4. Seit etwa 1982 waren es dann die erhitzten Diskussionen um die Atom-
rüstung, die dazu führten, daß sich das inzwischen wieder verkümmerte 
gesellschaftspolitische Engagement der Linguistik reaktivierte und eine 
Vielzahl von Arbeiten über den Gebrauch der Sprache in Rüstungs- und 
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Militärpolitik hervorgebrachte. Dieser Zeitabschnitt läßt sich· aus heuti-
ger Sicht auch als eine Art Selbstfindungs- und Konsolidierungsphase 
beschreiben, in der sich das Thema ,politische Sprache' in der lingui-
stischen Diskussion etablieren und das wissenschaftliche Instrumen-
tarium erprobt und - unter dem Einfluß neu entstandener pragmalingui-
stischer Konzepte - zum Teil verbessert werden konnte. 
5. Seit 1989 wird für die linguistische (und politologische) Untersuchung 
der politischen Sprache naturgemäß die sprachliche Bewältigung der 
staatlichen Vereinigung zum herausragenden Thema. Zugleich wird dabei 
die auch in sprachlicher Hinsicht (in doppeltem Sinn) geteilte Vergangen-
heit nachgearbeitet. Im Gefolge der CDU-Schwarzgeldaffäre wurden seit 
Ende 1999 auch die sprachlichen Aspekte politischer Skandalverarbeitung 
in den Medien zum Gegenstand politolinguistischer Untersuchungen.1 
Wenn sich eine neue Disziplin oder Teildisziplin zu etablieren sucht, muß 
sie sich zunächst eine eigene Spezialterminologie erarbeiten und eigene 
Beschreibungsmethoden entwickeln. Einige der wichtigsten Grundbe-
griffe und Methoden der „Politolinguistik" werden im folgenden erläutert. 
2. Lexikalisch-semantische Analyse 
2.1. Schlag- und Wertwörter 
Im demokratischen Staat ist Politik ein Streit um Einfluß und Interessen, 
ein Kampf um Macht und Meinungsführerschaft, der von den Parteien 
mit sprachlichen Mitteln ausgefochten wird. Wo Interessenkonflikte 
bestehen und mit publizistischen Mitteln ausgetragen werden müssen, 
liegt der Griff zur plakativen Bezeichnung, zum einprägsamen, zugleich 
politische Bewertungen enthaltenden Schlagwort nahe. 
Schlagwörter sind dadurch bestimmt, daß sie „eine politisch aktuelle 
Tendenz, ein. Problem, einen Lösungsvorschlag oder irgendeine politi-
sche Gegebenheit schlaglichtartig charakterisieren und subjektiv bewer-
ten" (Bachern 1979, 63). Sie gehören zumeist „ideologiesprachlichen 
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Zeichensystemen" (Kalivoda 1986, 28) an und dienen dazu, eigene Posi-
tionen zu positivieren, gegnerische dagegen zu negativieren. Auf einer 
zweiten Stufe sind sie Sprachmittel, die dazu beitragen, ,,die vom Gegner 
behaupteten negativen Seiten des eigenen Standpunktes zurückzuweisen" 
und „die vom Gegner beanspruchten positiven Seiten seiner Position zu 
widerlegen" (ebd., 259). In der Regel sind sie aus der Perspektive einer 
politischen Gruppierung gedacht und zielen auf Solidarisierung nach 
innen und auf Abgrenzung nach außen. Zugleich sind sie moralisch-
appellativ: Wertwörter mit „deontischer Bedeutung" (Hermanns 1989). 
Unter partieller Berufung auf Ladendorf (1906, 2) hat Hermanns (1982, 
91 f.) die Schlagwörter in „Fahnen-" und „Stigmawörter" unterschieden. 
Während FAHNENWÖRTER parteisprachliche Wörter sind, die - wie 
seinerzeit soziale Marktwirtschaft, Mitbestimmung und Lebensqualität -
dazu dienen, die jeweils eigenen politischen und gesellschaftlichen Pro-
gramme zu kennzeichnen, handelt es sich bei den STIGMAWÖRTERN 
um Negativ-Bezeichnungen von gegnerischen Parteien, deren Mitglie-
dern, Zielen, Werten usw. Sowohl „Fahnen-" als auch „Stigmawörter" 
sind demnach stets parteilich und stellen Konzepte und Ereignisse im 
Lichte ideologischer Interpretationen dar: Was den einen als Beitritt 
(nach Art. 23 des Grundgesetzes) erscheint, wird von den anderen (in 
Analogie zum ,,Anschluß" Österreichs an das Deutsche Reich im Jahre 
1938) als (letztlich grundgesetzwidriger) Anschluß denunziert. Was der 
eine Teil des politischen Spektrums positiv als Sicherung des Standorts 
Deutschland wertet, wird von dem anderen als Sozialabbau kritisiert. 
Und wer von den Gegnern liberaler Asylpraxis abschätzig als Schein-
asylant oder Wirtschaftsflüchtling bezeichnet wird, kann von deren 
Befürwortern freundlich als Asylbewerber oder Asylsuchender willkom-
men geheißen werden. Weil die „Fahnenwörter" der einen in der Regel 
zugleich die „Stigmawörter" der anderen sind, ist „ideologische Poly-
semie" (vgl. Dieckmann 1975, 70 ff.) wesentliches Kennzeichen beider. 
Erst recht gilt dies für Ideologie- oder Systembezeichnungen wie Repu-
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blik, Monarchie, Diktatur, Kapitalismus, Kommunismus, Föderalismus, 
Nationalismus, Zentralismus oder Monetarismus, die zwar in Philoso-
phie, Politikwissenschaft und Staatsrecht einen neutralen, deskriptiven 
Gebrauch haben, doch im politischen Alltag stets mit ideologisch 
bedingten Deutungen und Wertungen verbunden sind. In bezug auf den 
jeweiligen „denotativen" Bedeutungskern stimmen die unterschiedli-
chen ideologisch gebundenen Verwendungsweisen des betreffenden 
Begriffs weitgehend überein, aber hinsichtlich der „konnotativen" 
Bewertung der bezeichneten Sache sind sie umstritten. Zudem haben 
unterschiedliche ideologische Auslegungen desselben Bedeutungskerns 
zumeist zur Folge, daß zusätzliche Nebenvorstellungen als weitere, aber 
jeweils gruppenspezifische semantische Merkmale hinzutreten. Anschau-
liche Beispiele sind die allseits umkämpften Begriffe Sozialismus und 
Demokratie: Für die CDU/CSU war Sozialismus stets ein Schimpfwort, 
für die SPD nicht. Gleichzeitig verstand die SPD darunter einen demo-
kratischen Sozialstaat, während die CDU/CSU mit diesem Begriff die 
Vorstellung eines totalitären, ökonomisch maroden Zentralplanwirt-
schaftsstaats a la DDR verband und sich zugleich darum bemühte, den 
SPD-Begriff von Sozialismus in der Öffentlichkeit mit dem der SED 
zu identifizieren und dadurch zu stigmatisieren (vgl. den noch heute 
umstrittenen Wahlkampfslogan von 1980: Freiheit statt Sozialismus). Die 
CDU/CSU scheint den Kampf gewonnen zu haben, denn seit der 
Vereinigung der beiden deutschen Staaten wird Sozialismus aus Angst 
vor negativen Konnotationen auch von der SPD nicht mehr als Fahnen-
wort benutzt. Demgegenüber wird zwar unter Demokratie allseits 
,Volksherrschaft' verstanden, und darüber hinaus werden diesem Begriff 
von allen Seiten positive Konnotationen entgegengebracht, wer aber 
genau das Subjekt dieser Herrschaft ist und auf welche Weise diese 
politisch organisiert werden soll, darüber gehen und gingen die Auffas-
sungen weit auseinander. Im Laufe seiner Geschichte ist Demokratie -
anders als Sozialismus - ein so hochgeschätztes Wertwort geworden, 
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daß sich nicht selten sogar die Feinde der der demokratischen Staats-
form mit ihm schmücken. In beiden Fällen wird aber durch die Identität 
der Bezeichnung den Rezipienten die Reflexion der ideologischen 
Unterschiede zwischen konkurrierenden Gruppen, die dasselbe Schlag-
wort verwenden, versperrt oder doch zumindest erschwert. 
Hermanns selbst (1994, 20) hat darauf hingewiesen, daß Stigmawort 
inzwischen häufig „als metasprachliche Bezeichnung für jedwedes Wort 
bzw. Schlagwort [ verstanden wird], das Personen, Gegenstände, Sach-
verhalte irgendwie ,stigmatisiert"'. Umgekehrt wird der Begriff Fahnen-
wort im allgemeinen so bestimmt, daß er alle affirmativen politischen 
Schibboleths in sich schließt. Doch auch wenn es zutrifft, daß den 
meisten Fahnen- und Stigmawörtern aufgrund ihrer Parteilichkeit das 
Merkmal ideologischer Polysemie gemeinsam ist, zeigen die Beispiele, 
daß beide in völlig unterschiedlichen semantischen Relationen stehen 
können. Während nämlich etwa im Falle von Beitritt vs. Anschluß einan-
der zwei verschiedene, semantisch unterschiedlich akzentuierte Bezeich-
nungen derselben Sache gegenüberstehen, handelt es sich bei Beispiel-
wörtern wie Sozialismus um perspektivisch verschiedene Ausdeutungen 
desselben Begriffs. Um beide Phänomene terminologisch zu erfassen, 
hat Josef Klein (1991, 55 ff.) zwischen „Bezeichnungs-" und „Bedeutungs-
konkurrenz" unterschieden und letzterer eine „deontische" (wertend-
appellative) und eine „deskriptive" (denotativ orientierte) Erscheinungs-
form zugewiesen. Schon mit Blick auf die parteilichen Schlagwörter 
erweist sich damit eine weitere typologische Ausdifferenzierung als 
nötig. Ich habe daher vorgeschlagen, die Klasse der Fahnen- bzw. 
Stigmawörter auf „ideologisch polyseme" Einheiten wie Demokratie, 
Nation oder Elite zu begrenzen (vgl. Burkhardt 1998, 102 f.). 
Mit dieser terminologischen Unterscheidung ist jedoch die ganze 
Bandbreite des Schlagworts noch keineswegs ausgemessen. Vielmehr 
sind weitere Unterscheidungen notwendig: 
- Schlagwörter können auch überparteilich erscheinen, so ist es etwa 
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bei Reizüberflutung, Postmoderne, Selbstverwirklichung oder Politik-
verdrossenheit. Weil Schlagwörter dieser Art zudem an die charakteri-
stischen Diskursthemen der jeweiligen Zeitabschnitte gebunden sind, 
erscheint es angemessen, sie als ZEITGEISTWÖRTER zu bezeichnen. 
- Als überparteilich sind auch die HOCHWERTWÖRTER zu betrachten, 
die mehr oder weniger zeitlos über der aktuellen politischen Diskus-
sion stehen: Zukunft, Freiheit, Frieden, Menschenwürde, Volk, Bildung, 
Wohlstand, Kultur, soziale Sicherheit, Gesundheit, Gemeinschaft, Deutsch-
land und heute auch Umweltschutz. Diese Wörter bilden ein Repertoire, 
auf das von allen Seiten zurückgegriffen wird. Ihre abstrakte Unver-
bindlichkeit macht sie für Wahlkampfplakate und -slogans besonders 
geeignet. ,,Frieden für alle" stand auf einem Europawahl-Plakat der 
CDU. ,,Es geht um Deutschland" hieß es auf einem Plakat derselben 
Partei zu einer der vergangenen Bundestagswahlen. 
- Parteiübergreifend negativierende Wörter (Chaot, Terrorist, Rassismus, 
totalitär) ließen sich demgegenüber als UNWERTWÖRTER fassen. 
- Parteilich sind dagegen Begriffe wie Entspannung, Beschäftigungs-
offensive, Gesundheitsreform, Aufbau Ost, Solidarpakt, die die tages-
politischen bis mittelfristigen Konzepte der einzelnen politischen 
Lager bezeichnen und in erster Linie der Verständigungsökonomie 
dienen. Sie könnten PROGRAMMWÖRTER heißen. 
- Metonymisch fokussierende und insofern ebenfalls sprachökonomisch 
bedingte Verkürzungen sind auch die STICH- oder THEMAWÖRTER 
Standort Deutschland; Globalisierung, Fristen- vs. Indikationenregelung, 
Flug- oder Schwarzgeld-Affäre, durch die, im Vertrauen auf die (zumin-
dest basale) Informiertheit des Rezipienten, jeweils nur einige wenige, 
besonders wichtige Aspekte des Bezeichneten lexikalisch (bzw. 
semantisch) hervorgehoben werden. 
- Auf die Perspektive einer Partei beschränkte Abwertungen, die zumeist 
den Vorwurf moralischer Verfehlung enthalten, wären dagegen als 
SCHELTWÖRTER (Blockadepolitik, Steuerlüge, Unrechtsstaat) zu 
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bestimmen. 
- Schlagwörter schließlich, die Programm- oder Scheltwörtern von der 
gegnerischen Gruppierung in der tagespolitischen Auseinanderset-
zung als Konter unmittelbar entgegengesetzt werden, also vor allem 
auf den Streit des Augenblicks berechnet sind, könnten als 
GEGENSCHLAG-WÖRTER bezeichnet werden. Im Parlamentsplenum 
beziehen sie sich in der Regel auf die zentralen Schlüsselwörter der 
Reden politischer Gegner. Häufig handelt es sich um Neubildungen. 
Nachdem Noch-Kanzler Helmut Schmidt in der ''Wende"-Debatte vom 
1. Oktober 1982 der künftigen Regierungskoalition vorgeworfen hat, 
soziale Gerechtigkeit durch das „Ellenbogenprinzip" ersetzen zu wollen, 
wird diese Provokation von mehreren Redner der CDU aufgegriffen, 
bevor schließlich ihr damaliger Generalsekretär Geißler mit der 
begrifflichen Neuprägung vom „Ellenbogensozialismus" kontert. Und 
nachdem Barzel für die CDU/CSU-Fraktion den Bürgern das neue 
Regierungsbündnis als „Koalition der Mitte" empfohlen hatte, hielt 
der damalige SPD-Vorsitzende Brandt mit dessen Diffamierung als 
,,Rechtskoalition" dagegen. 
Schon auf der Grundlage der zentralen Lexik läßt sich z.B. das Bild 
einer Parlamentssitzung nachzeichnen, ohne daß wesentliche Informa-
tionen verlorengehen. 
Das Besondere an den Schlagwörtern ist nicht, daß sie abstrakte Ver-
kürzungen sind und wertende Akzente setzen, sondern daß sie Aus-
druck weltanschaulicher bzw. diskursstrategischer Positionen sind. Mit 
Hochwert-, Fahnen- und Programmwörtern wird lexikalische Integration, 
mit Stigma-, Unwert-, Gegenschlag- und Scheltwörtern dagegen lexikali-
sche Ausgrenzung betrieben. Beim publizistischen Gebrauch politischer 
Sprache geht es darum, die Akzeptanz der mit ihnen verbundenen 
politischen Konzepte und Personen in der Öffentlichkeit zu fördern, 
dabei aber zugleich den politischen Gegner zu diskreditieren, um so die 
jeweils eigenen Meinungen und Interessen politisch mehrheitsfähig zu 
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machen und durchzusetzen. Gerade um die Schlagwörter wird deshalb 
in der politischen Auseinandersetzung mit so erstaunlicher Zähigkeit 
gerungen: Es findet ein „Kampf um Begriffe" statt. 
Dieses neue Denkmodell stellte Kurt Biedenkopf - heute Ministerprä-
sident des Landes Sachsen, damals Generalsekretär der CDU - im 
November 1973 auf dem 22. Bundesparteitag seiner Partei in Hamburg 
vor, um mit seiner Hilfe die zuvor erlittene Wahlniederlage der bis dato 
erfolgsgewohnten CDU zu erklären. Vor allem die SPD als politischer 
Gegner habe durch „Besetzung der Begriffe" eine „Revolution neuer 
Art" bewirkt, eine „Revolution der Gesellschaft durch die Sprache"; 
Revolutionen fänden heute nämlich nicht mehr durch „gewaltsame 
Besetzung der Zitadellen staatlicher Macht" (Biedenkopf 1982, 191), 
sondern vielmehr durch die schleichende Besetzung der Begriffe statt, 
mit deren Hilfe die Regierungen regieren. Von seiner Partei verlangte 
Biedenkopf, sich diese neue lexikalisch-semantische Strategie zu eigen 
zu machen, und führte zugleich vor, wie eine solche Begriffsbesetzung 
zu bewerkstelligen sei. Am Beispiel des Begriffs Solidarität, der seit 
mehr als einem Jahrhundert ein Fahnenwort der Gewerkschaften, der 
Kommunisten und der SPD gewesen und also von der Arbeiterbewegung 
„besetzt" worden war, versuchte er zu verdeutlichen, daß man in der 
öffentlichen Diskussion und im öffentlichen Bewußtsein Wörter für die 
eigene Seite zurückgewinnen kann, indem man sie mit neuen Inhalten 
versieht und mit diesen in passenden Kontexten unablässig wiederholt. 
Indem sich die Linguistik den Biedenkopfschen Gedanken zu eigen 
machte, war ihr ein Modell an die Hand gegeben, mit dessen Hilfe sich 
das statische Konzept der traditionellen Schlagwortforschung überwin-
den und durch ein dynamisches ersetzen ließ, das Politik als öffentli-
chen Streit um die Bedeutungen der Wörter begriff und zugleich die 
Möglichkeit bot, bisherige lexikalisch-semantische Überlegungen in den 
pragmatischen Ansatz zu integrieren. Das semantische Lexikon-Modell 
wurde durch ein pragmatisches „Diskurs"-Modell ersetzt. 
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Diskurse sind über einen bestimmbaren, zumeist längeren Zeitraum in 
der Öffentlichkeit verbal ausgetragene Auseinandersetzungen über ein 
bestimmtes Thema, die sowohl durch Gemeinsamkeit epochalen Wis-
sens und Denkens als auch durch ideologische Deutungsdifferenzen 
geprägt sind. Unterschiedliche Vokabeln und Begriffsdeutungen prallen 
im diskursiven Meinungsstreit aufeinander und werden von den Kontra-
henten zu konkurrierenden, aber auch interferierenden Begriffs- und 
Aussagenetzen ausgebaut, "die sich in einem Text, aber auch in mehre-
ren Texten zugleich entfalten können" (Grünert 1984, 23) und „die 
involvierten Kommunikationsteilnehmer in hohem Maße thematisch wie 
instrumental hinsichtlich des Gebrauchs sprachlicher Ausdrucksmög-
lichkeiten" (Hopfer 1994, 125) binden. Die Diskursanalyse versteht sich 
als ein empirisch-pragmatisch orientiertes, die Intertextualität von Äuße-
rungen berücksichtigendes Verfahren zur Beschreibung der lexikalisch-
semantischen Vielstimmigkeit von Kontroversen im historischen Kontext 
und ist insofern als eine Erweiterung des begriffsgeschichtlichen Ansat-
zes zu betrachten. Dabei werden einzelne Begriffe oder „Leitvokabeln" 
- wie Gleichberechtigung, Zuwanderung oder friedliche Nutzung der 
Kernenergie - ,,als diskursstrukturierende und Diskursströmungen 
benennende Elemente aufgefaßt [. .. ], die einen Teil der diskursiven 
Beziehungen widerspiegeln." (Busse/Teubert 1994, 22) Neben der 
semantisch-pragmatischen Analyse je diskurstypischer, in der Regel 
antagonistischer (Schlag-)Wörter, Annahmen und Aussagen, stellt die 
korpusgestützte linguistische Interpretation authentischer „Sprachthe-
matisierungen", d.h. definierender bzw. kritisierender metasprachlicher 
Äußerungen der Diskursteilnehmer, wie sie z.B. in politischen Reden 
bzw. Kommentaren erscheinen oder in den Medien wiedergegeben 
werden (vgl. dazu auch Stötzel/Wengeler 1995, 2 ff.), die wesentliche 
Untersuchungsmethode dar. Indem das Ausgeben von authentischen 
metasprachlichen Äußerungen der Diskursteilnehmer den Einfluß der 
Beobachterperspektive bei der Dateninterpretation verringern hilft, 
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verspricht das neue Verfahren ein objektiveres Ergebnis. Ein jüngeres 
Beispiel für eine Sprachthematisierung in der Presse stellt der folgende 
Kommentar zu Doppelverdiener dar, das - in. dieser Bedeutung - als 
typisches Schlagwort der frühen 50er Jahre gelten kann: 
Doppelverdiener heißt in aller Welt der Mann, der mehrere Tätigkeiten hat und 
aus mehr als einer Stellung Gehalt, Lohn oder sonstige Bezüge erhält. Nur in 
Deutschland nennt man Doppelverdiener ein Ehepaar, dessen beide Partner 
arbeiten und Gehalt oder Lohn beziehen. (Au.GEMEINE ZEITUNG vom 22.4.1950; 
zit. nach Stötzel/Wengeler 1995, 452) 
In der Politikersprache (vgl. dazu Burkhardt 1996, 80 f.) selbst sind der-
artige Thematisierungen perspektivisch: Sie markieren Diskurspositionen 
und grenzen sie gegen gegnerische Begriffe und an diese geknüpfte 
Denkweisen ab. Umgekehrt kann daher die Analyse solcher Themati-
sierungen zur Rekonstruktion ideologischer Positionen und Begriff-
systeme sowie zur Beschreibung von Diskursverläufen und politisch-
semantischen Wandlungsprozessen beitragen. 
2.2. Metaphorik 
Ein weiteres lexikalisches Charakteristikum öffentlich-politischen Redens 
ist der Hang zu suggestiver Metaphorik. 
Metaphern sind implizite oder explizite Identitätsaussagen, in denen ein 
Referenzobjekt in vom allgemeinen Sprachgebrauch abweichender, ja 
sogar in zumeist überraschender Weise unter ein Prädikat subsumiert 
wird, zu dem es den konventionellen Sprachregeln gemäß eigentlich 
nicht gehört, um durch die abweichende Prädikation einige Eigen-
schaften des angesprochenen Gegenstandes besonders hervorzuheben 
(vgl. dazu Burkhardt 1987). Der Hörer muß den durch die Regel-
verletzung vordergründig zerbrochenen Sinn neu stiften, und zwar über 
den Vergleich der beiden im metaphorischen Ausdruck genannten 
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Gegenstände oder genauer: zwischen dem, was bei Nennung der betref-
fenden Wörter üblicherweise assoziiert wird. Insofern sind metapho-
rische Sätze zugleich als indirekte Sprechakte zu betrachten. Weil sie 
implizite Identitätsaussagen sind, lassen sie sich - wie Lakoff/Johnson 
(1980) das getan haben - am besten mit Sätzen der Form X IST/FÄLLT 
UNTER Y beschreiben. Die Leistung der Metapher ganz allgemein 
beruht auf Ähnlichkeit und/ oder Analogie zwischen den Denotaten der 
beiden Metaphernteile und besteht im Erhellen fokussierter und im 
Ausblenden nicht-intendierter Eigenschaften bzw. Merkmale auf beiden 
Seiten. 
Wenn Metaphern die Wahrnehmung steuern, indem sie einige Aspekte 
ihres Bezugsgegenstands hervorheben, andere dagegen ausblenden, 
dann muß die Frage nach dem, was ausgeblendet wird, d.h. in ihrem 
„toten Winkel" (Brünner 1987, 107) bleibt, die jeweils entscheidende 
sein: So betont die für das Jahr 1990 charakteristische Metapher vom 
,,Zug der deutschen Einheit" zwar die Unausweichlichkeit und Fahrplan-
mäßigkeit der staatlichen Vereinigung von DDR und (alter) Bundesre-
publik und ist insofern integrativ ausgerichtet, doch schweigt sie sich 
über alternative Bahnverbindungen, etwaige Anschlußzüge, über den 
Zugtyp, die Beförderungsklasse, die Mitreisenden oder die am Zielort 
anzutreffenden Bedingungen ebenso aus wie über die zu erwartende 
Höhe des (in diesem Falle nachträglich zu entrichtenden) Fahrpreises, 
die damals manche Kritiker davon abgehalten hat, voreilig auf den Zug 
aufzuspringen. Dagegen bringt die Metapher von der Asylanten/tut 
Schutzsuchende mit Naturkatastrophen in einen Zusammenhang und ist 
insofern auf Distanzierung bzw. Ausgrenzung angelegt. Sie betont 
unkontrollierbare Quantität und schürt dadurch Bedrohungsängste; 
mögliche Motive werden ausgeblendet, Fluchtursachen und humanitäre 
Beistandsverpflichtungen bleiben im „toten Winkel". Daß es sich um 
Menschen handelt, die - auf der Suche nach Schutz und besseren 
Lebensbedingungen für sich und ihre Kinder - ins Land gekommen 
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sind, läßt die Metapher von der Flut vollends aus dem Blickfeld treten: 
Sie kennt die Menschen nur als amorphe, bedrohliche Masse. 
Nur die wenigsten der Metaphern sind aber so originell wie die beiden 
eben genannten; zumeist wird lediglich an die traditionellen Muster 
angeknüpft, die die Alltagssprache bereitstellt. Man darf daher anneh-
men, daß die auffällige Stereotypie und Vagheit politischer Sprache vor 
allem auf den überhöhten Gebrauch vorgefertigter, bereits eingespielter, 
konventionaliserter, sogenannter „toter" oder „verblaßter" Metaphern 
zurückzuführen ist. Das ist aber nur die halbe Wahrheit, denn gleichwohl 
dienen auch die verblaßten Metaphern dazu, Ereignisse zu konzeptuali-
sieren und Wahrnehmung zu strukturieren. Sie sind allenfalls als 
Individuen „tot", d.h. werden nicht mehr als Metaphern verstanden, als 
Metapherntyp und -bildungsmuster sind sie jedoch im allgemeinen sehr 
lebendig und werden ständig fortgesponnen und reproduziert (vgl. dazu 
Lakoff/Johnson 1980). Hier können nur zwei solcher Grundmuster 
angesprochen werden, die für die politische Sprache besonders charak-
teristisch sind: 
A PROBLEME SIND KRANKHEITEN/POLITIKER SIND ÄRZTE 
Im Lichte der Metaphern dieses Typs erscheinen wirtschaftliche oder 
politische Ereignisse als Fehlentwicklungen am Gesamtorganismus, 
deren „Erreger" von den verantwortlichen Personen unter Rückgriff auf 
geeignete Behandlungsmethoden zu bekämpfen sind. Ein Verzicht auf 
therapeutische· Maßnahmen ist ebenso ausgeschlossen wie eigenes 
Verschulden. Hierher gehören Metaphern wie die vom Kollaps des Sozia-
lismus ebenso wie die von der Gesundung der Staatsfinanzen. Medizi-
nische und Krankheitsmetaphorik ist zwar heute überwiegend in bezug 
auf die Wirtschaft gebräuchlich; sie findet sich jedoch auch im Umfeld 
kriegerischer Auseinandersetzungen: Es sei hier nur an die von amerika-
nischen Militärs während des Golf-Kriegs eingeführte Metapher vom 
„chirurgischen Krieg" bzw. ,,Schlag" (am. surgery strike) erinnert, die 
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z.B. in der folgenden Formulierung des französischen Fernsehens 
wieder aufgenommen wurde: ,,Chirurgisch präzis operieren sie den 
Krebs aus dem Saddam-Geschwulst" (BILD vom 21. Januar 1991, S. 2). 
Eine widerwärtige Radikalisierung der Krankheitsmetapher liegt vor, 
wenn politische Gegner oder ethnische Gruppen als Krankheiten (Pest, 
Cholera, Krebs, Syphilis, Geschwür) oder als deren Erreger bzw. Überträ-
ger (Ungeziefer, Parasiten, Bazillen, Ratten, Schmeißfliegen) metaphorisiert 
werden (vgl. Bachern 1979, 128 ff.). Weil diese Krankheiten und folglich 
auch deren Erreger bzw. Überträger gefährlich sind, gehört zur 
,,deontischen" Bedeutung ihrer Bezeichnungen, daß sie beseitigt bzw. 
„ausgemerzt" werden müssen. Wer derartige Metaphern auf andere 
Personen anwendet, entmenschlicht diese daher nicht nur, sondern 
stiftet implizit zur Gewalt gegen sie an (vgl. Kurz 1982, 26). In der 
antisemitischen Propaganda der Nationalsozialisten erreichte diese 
inhumane Metaphorik ihren traurigen Höhepunkt und hat sicherlich in 
nicht unerheblichem Maße zur psychologischen Vorbereitung des 
Holocaust beigetragen. 
B. INNENPOLITIK IST KRIEG/KAMPF 
Metaphern dieses im innenpolitischen Diskurs (auch in der Presse) 
besonders häufig gebrauchten Typs fokussieren auf Konkurrenz und 
Polarisierung im Streit um Machterhalt und -erwerb. In der Sprache des 
Torpedierens, des Unterminierens, der Gemetzel, Trommel-, Stör- und 
Sperrfeuer, des Vorstoßes bzw. -marsches, aber auch des Rückzugs und des 
Wundenleckens, der Graben- und Richtungskämpfe, Scharmützel und 
Scheingefechte, der Fronten, Schützengräben, Flügelkämpfe und Friedens-
offensiven, der Wahlkamp/schlachten, Preiskriege und Marschkolonnen, 
der Rededuelle, Rundumschläge und des nur allmählich verrauchenden 
Pulverdampfs bleiben kooperative Aspekte der Politik notwendig ebenso 
ausgeblendet wie das Gemeinwohl als oberstes Ziel politischen 
Handelns (vgl. Burkhardt 1992, 836 ff.). 
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Politische Metaphern haben ihre Zeit und ihre Geschichte .. Manche 
Bilder bieten sich immer wieder an, andere werden gerade aufgrund 
ihrer historischen Reminiszenz von den Späterlebenden wieder aufge-
griffen. Nach ihrem Gewicht im jeweiligen Diskurs lassen sich „expo-
nierte" (zumeist originelle) Basismetaphern, ,,routinierte" Metaphern 
(Ableitungen aus diskurstypischen Bildfeldern) und „konventionelle" 
(,,verblaßte", ,,tote") Metaphern unterscheiden, die für die politische 
Sprache allgemein charakteristisch sind. 
2.3. Politische Euphemismen 
Schon seit der Antike ist der Euphemismus stets eines der wichtigsten 
persuasiven Instrumente der Politikersprache gewesen. Euphemismen 
sind als lexikalische oder syntaktische Formen des Beschönigens zu 
bestimmen, als einkalkulierte Ungenauigkeiten, deren manipulativer Sinn 
darin liegt, beim Adressaten unliebsame Assoziationen zu unterdrücken 
oder durch positive zu ersetzen. Indem sie gebildet und verwendet 
werden, um negative Aspekte des Bezeichneten oder des beschriebenen 
Sachverhalts zu verhüllen, stellen euphemistische Äußerungen letztlich 
„partielle Lügen" (Leinfellner 1971, 42) dar. Doch während solche Lügen 
im Alltag iil der Regel eingesetzt werden, um in tabuisierten Lebensbe-
reichen (Tod, Fäkalien, Sexualität) als übergroß empfundene Deutlich-
keit zu vermeiden und dadurch die Psyche des Adressaten zu schonen, 
dienen sie diesem moralischen Zweck in den Sprachspielen der Politik 
eher selten, sondern sind auf die recht eigennützige Abwendung mögli-
cher Image-Beschädigungen beim Sender und die Vermeidung nachtei-
liger Folgehandlungen von seiten des Hörers berechnet. Fokussieren 
Metaphern auf Eigenschaften ihres Referenzobjekts, um sie zu „erhellen", 
so liegt die Aufgabe der Euphemismen gerade darin, Fokussierungen zu 
vermeiden, um dadurch den Blick auf unliebsame Denotatseigen-
schaften zu „verstellen". Der Euphemismus kann sich entweder der 
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normalen, bereits verfügbaren Wörter der Sprache bedienen oder durch 
eigens erzeugte Neologismen zum Ausdruck gebracht werden (die 
gleichwohl von der Sprachgemeinschaft übernommen und dadurch 
Allgemeingut werden können). 
Euphemismen lassen sich zunächst formal in (a) ,,syntaktische" und (b) 
,,lexikalische" unterscheiden: 
(a) Syntaktische Euphemismen sind Sätze, die mit Hilfe von nicht oder 
weniger negativ konnotierten Wörtern oder Wendungen als ganze so 
formuliert sind, daß unangenehme Wahrheiten heruntergespielt werden: 
„Wir durchleben im Osten augenblicklich eine schwere militärische 
Belastung", formulierte Goebbels in seiner berüchtigten Rede im Berliner 
Sportpalast vom 18. Februar 1943 - nur wenige Tage nach der vernich-
tenden Niederlage der Wehrmacht in der Schlacht von Stalingrad. Im 
demokratischen Staat mögen die Beispiele harmloser sein, doch werden 
auch hier Fehler nur selten ausdrücklich eingestanden, Krisen verbal 
übertüncht: ,,Auf jeden Fall gibt die derzeitige Konjunkturlage Anlaß zur 
Diskussion", ließ im Januar 1970 der damalige Bundesbankpräsident 
diplomatisch verlauten; und im Januar 2000 disqualifizierte sich im Zuge 
der Parteispenden-Affäre der CDU in moralischer Hinsicht auch der 
hessische Ministerpräsident Roland Koch, indem dieser zwar einerseits 
zugab, die Öffentlichkeit belogen und zumindest in einem Falle wissent-
lich einen falschen Rechenschaftsbericht unterschrieben zu haben, dies 
aber andererseits lediglich beschönigend als „Dummheit" bezeichnete. 
Auch taktisch bedingtes Auslassen relevanter Informationen kann als 
Euphemismus betrachtet werden (vgl. Leinfellner 1971, 89 ff.): In der 
denkwürdigen Tagung der DDR-Volkskammer am 13. November 1989 
sagte der Vorsitzende des Ministerrates, Willi Stoph, u.a. den Satz: 
„Unsere Kompetenz war bekanntlich wesentlich eingeschränkt." Erst auf 
mehrmaliges Nachfragen war er bereit, diejenigen zu nennen, die solche 
Einschränkungen zu verantworten hatten: ,,Der Vorsitzende des Staats-
rates und Generalsekretär des ZK der SED und der Stellvertreter des 
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Staatsratsvorsitzenden, das Mitglied des Politbüros Mittag." 
Lexikalische Euphemismen sind entweder abstrahierend oder positiv-
ierend (vgl. dazu auch Reich 1973, 225 f.). Beim abstrahierenden Euphe-
mismus handelt es sich um die spontane oder planmäßige Bezeichnung 
einer Sache durch einen abstrakteren Oberbegriff, in dem deren negativ 
bewertete Merkmale getilgt sind: Sonderbehandlung für ,planmäßigen 
Völkermord', Anschluß Österreichs für ,Besetzung Österreichs', pazifi-
zieren bzw. befrieden (nach lat. pacare) für ,mit militärischen Mitteln 
unterwerfen', Gerät oder System für ,Waffe', Gebührenanpassung für 
,Gebührenerhöhung', Aktion für ,Angriff' bzw. ,militäris~hen Kampf-
einsatz' und neutralisieren für ,töten'. Positivierend sind dagegen solche 
Euphemismen, in denen negative Merkmale der bezeichneten Sache 
getilgt und durch positive Assoziationen ersetzt sind: Was eigentlich eine 
Nuklearkatastrophe ist, wird zum Störfall heruntergespielt, indem das in 
Katastrophe enthaltene Merkmal ,von unübersehbaren Ausmaßen' durch 
das zu Stö"rfall gehörige Merkmal ,von zeitlich und lokal begrenztem 
Umfang' substituiert wird. Bei den positivierenden Euphemismen handelt 
es sich zumeist um vorsätzlich zum Zwecke der Beschönigung gebildete 
Neuwörter: Protektorat für ,besetztes Gebiet', freisetzen für ,entlassen', 
Sondermüll für ,umweltschädliche Abfälle', Null- oder Minuswachstum 
für ,Stagnation' bzw. ,Rezession', ethnische Säuberung für ,Vertreibung 
bzw. Ermordung von Angehörigen ethnischer Minderheiten'. Während 
abstrahierende Euphemismen synekdochisch sind, indem sie auf dem 
Ausweichen auf einen merkmalsärmeren Oberbegriff beruhen, können 
positivierende auf metonymische oder metaphorische Weise gebildet 
sein. Metonymisch sind sie, wenn innerhalb des betreffenden Frames 
ein Nebenaspekt über Gebühr hervorgehoben und etwa das Ablassen 
giftiger Chemikalien auf hoher See Verklappung genannt wird. Und sie 
sind metaphorisch, wenn eine verharmlosende Analogie gesetzt wird, 
wie sie etwa in Begriffen wie atomares Pulverfaß oder Industrie- bzw. 
Entsorgungspark zum Ausdruck kommt. 
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In allen seinen Erscheinungsformen dient der politische Euphemismus 
der Rechtfertigung vor der Öffentlichkeit, aber auch der des Sprechers 
vor sich selbst. Er ist also einerseits ein strategisches Mittel der Über-
zeugungsarbeit, andererseits ein psychologischer Schutzwall, mit dem 
sich einer umgibt, der Schlimmes tut bzw. zu tun beabsichtigt oder 
schlechte Nachrichten mitzuteilen hat. "Manche üble Tat wäre unter-
blieben", schreibt der Sprachpsychologe Friedrich Kainz (1972, 386 f.), 
,,wenn die Sprache den Täter gezwungen hätte, ihr ins Gesicht zu sehen, 
indem sie ihm lediglich die unverblümte Direktbezeichnung zur 
Verfügung gestellt hätte, [ ... ]." Insofern sind Euphemismen nicht nur 
als Mittel der „gewollten Täuschung" (Heringer 1990, 56), sondern auch 
als Elemente ungewollter Selbsttäuschung zu verstehen (vgl. dazu auch 
Dieckmann 1964, 108). 
3. Pragmatische Analyse 
3.1. Sprechhandlungsanalyse 
Die „klassische" Sprechakttheorie (Austin 1962; Searle 1974) geht davon 
aus, daß Sprechen zugleich den Vollzug sozialer Handlungen bedeutet. 
Wer eine sinnvolle sprachliche Äußerung tut, der BESCHREIBT nicht 
bloß wirkliche oder mögliche Sachverhalte, sondern TEILT sie MIT, 
VERSPRICHT sie, KÜNDIGT sie AN, ENTSCHULDIGT SICH für sie, 
BEFIEHLT ihre Realisierung, DROHT mit ihrer Herbeiführung oder 
FRAGT nach ihrem Bestand. 
Ein Hauptproblem des sprechakttheoretischen Ansatzes bildeten aber 
von Anfang an die sogenannten „indirekten Sprechakte", d.h. die Benut-
zung einer Handlungsform (,,Illokution") zum Vollzug einer anderen, 
eigentlich intendierten, z.B. der Aussagen Ich habe Durst oder Es ist 
heute aber ganz schiin warm zum Vollzug einer AUFFORDERUNG oder 
BITIB, dem Sprecher ein Bier zu bringen. Hier kommt es für den Spre-
cher darauf an, seine Äußerung so zu formulieren, daß sie für einen 
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Hörer im Sinne eines bestimmten Handlungsbegriffs (in der Regel eines 
Verbs) verstehbar wird, und Aufgabe des Hörers ist es, eine perzipierte 
Äußerung aufgrund ihrer Satzbedeutung und ihrer Kontextmerkmale 
einerseits und deren Übereinstimmung mit den semantischen Merk-
malen eines bestimmten, in seinem Lexikon vorhandenen Sprechaktverbs 
als Vorkommen einer bestimmten Handlung zu interpretieren, so daß die 
vermeintlichen Aktvollzüge in Wirklichkeit Handlungszuschreibungen 
sind (vgl. zu alledem Burkhardt 1986, 157 ff.). Um das Zustandekommen 
indirekter Sprechakte oder besser: indirekter „illokutionärer" Interpreta-
tionen von Äußerungen erklären zu können, benötigt man aber 
zumindest noch ein weiteres theoretisches Modell, und zwar die Theorie 
der „conversational implicatures" von Grice (die hier jedoch nicht 
erläutert werden kann). 
Offensichtliche Verstöße gegen eine oder mehrere der von Grice (1975) 
unterschiedenen „Konversationsmaximen" bei gleichzeitiger Unterstel-
lung der weiteren Befolgung des allgemeinen Kooperationsprinzips geben 
dem Adressaten Anlaß zu Reinterpretationen, d.h. er wird versuchen, die 
Äußerung des Sprechers/Schreibers in einem Sinne zu interpretieren, 
nach dem die Befolgung der Maximen doch gewährleistet wäre (vgl. 
dazu auch Kempson 1975, 141 ff.). Diese durch die Sprecheräußerung 
beim Hörer bewußt angeregten Schlußfolgerungen nennt Grice 
,,conversational implicatures". 
In der Sprache der Politik, insbesondere der Diplomatie, spielen solche 
„lmplikaturen" eine große Rolle. Dies sei an dem folgenden Beispiel 
erläutert. Es handelt sich um das alles entscheidende Gespräch zwischen 
dem sowjetischen Botschafter Dobrynin und dem amerikanischen 
Justizminister und Bruder des damaligen Präsidenten, Robert Kennedy, 
am 27. Oktober 1962, dem vorletzten Tag der Kuba-Krise. Kurz zuvor 
war der amerikanischen Regierung gemeldet worden, daß eines ihrer 
Aufklärungsflugzeuge über Kuba abgeschossen worden und der Pilot 
dabei ums Leben gekommen war. Die Welt stand am Rand einer atoma-
19 
Armin Burkhardt 
ren Katastrophe, denn Kennedy beschreibt die Zeit des Wartens nach 
dem Gespräch mit dem russischen Botschafter u.a. mit den Worten: 
„Zwar hatte er [der Präsident] die Hoffnung nicht aufgegeben, aber sie 
hing nun davon ab, daß Chruschtschow seinen Kurs innerhalb der 
nächsten Stunden änderte. Wir erwarteten eine militärische Konfron-
tation, die am Dienstag beginnen würde, vielleicht auch schon morgen 
... " (1982, 108). Das Gespräch selbst ist in Robert Kennedys später als 
Buch veröffentlichten Tagebuchaufzeichnungen in indirekter Rede 
wiedergegeben; seine, im Auftrag des Präsidenten ausgesprochenen 
Worte referiert er u.a. wie folgt: 
Die Sowjetunion habe heimlich Raketenbasen auf Kuba errichtet und gleichzeitig 
vertraulich und öffentlich erklärt, daß sie dies niemals tun werde. Wir müßten 
morgen die Zusicherung haben, daß diese Raketenbasen abgebaut würden. 
Meine Erklärung bedeute kein Ultimatum, sondern eine Feststellung der 
Tatsachen. Wenn die Sowjetunion diese Basen nicht entferne, würden wir sie 
entfernen. Präsident Kennedy hege aufrichtige Hochachtung für das Land des 
Botschafters und den Mut seines Volkes. Vielleicht werde die Sowjetunion einen 
Vergeltungsschlag für notwendig erachten, doch ehe er beendet wäre, würden 
nicht nur Amerikaner umgekommen sein, sondern auch Russen. (Kennedy 
1982, 106 f.) 
In dem zitierten Gesprächsbeitrag trifft Kennedy formal bloß eine 
„Feststellung der Tatsachen" und verstößt damit auf jeden Fall gegen die 
erste Maxime der Quantität, die verlangt, daß ein Kommunikations-
beitrag so informativ wie nötig ist, und gegen diejenigen Maximen der 
Modalität, die Deutlichkeit fordern. Also muß die als bloße „Feststellung" 
gekennzeichnete Äußerung reinterprtiert werden. Der Absatz beginnt 
mit der MITTEILUNG, daß die UdSSR in Kuba Raketen stationiert habe, 
obwohl sie gleichzeitig öffentlich und vertraulich ERKLÄRT habe, daß 
sie dies niemals tun werde. Über jemanden BEHAUPTEN, er habe 
vorsätzlich eine falsche Mitteilung oder eine falsche selbstverbindlich-
ende Ankündigung gemacht, heißt aber nicht weniger, als ihn der Lüge 
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BEZICHTIGEN. Und man kann nicht jemandem gegenüber BEHAUP-
TEN, er besitze eine negativ bewertete Charaktereigenschaft oder habe 
etwas Schädliches oder moralisch Verwerfliches getan, ohne daß damit 
eine Interpretation der betreffenden Äußerung als VORWURF nicht 
zumindest nahegelegt würde. In den folgenden Sätzen macht Kennedy 
eine KONDITIONALE ANKÜNDIGUNG, d.h. er TEILT Dobrynin MIT, 
daß die Amerikaner die sowjetischen Basen auf Kuba entfernen würden, 
falls die Sowjets das nicht selbst täten. Die ANKÜNDIGUNG für den 
Hörer nachteiliger Sprecherhandlungen mit dem Ziel, ihn auf die 
Erfüllung bestimmter Bedingungen festzulegen, entspricht jedoch 
genau den semantischen Erfordernissen des Sprechaktverbs drohen. 
Insofern Kennedy seine DROHUNG, die einer konditionalen Kriegser-
klärung gleichkommt, auch noch terminiert, d.h. als zusätzliche Bedin-
gung für das Nicht-Ausführen der nachteiligen Sprecherhandlungen 
dem Adressaten für das Herstellen der auf seiner Seite geforderten 
Bedingungen auch noch eine bestimmte Frist setzt, stellen seine Äuße-
rungen faktisch ein - diplomatisch verpacktes - ULTIMATUM dar. 
Weil Kennedys Äußerungen genau den semantischen Merkmalen des 
sprechaktbezeichnenden Ausdrucks Ultimatum entsprechen bzw. seinen 
Anwendungs- oder Referenzkriterien genügen, darum sind sie auch eins. 
Aufs Ganze gesehen werden in der Sphäre der Politik natürlich alle 
möglichen Sprechhandlungen vollzogen, oder anders gesagt: Politische 
Äußerungen werden sprachlich und kontextuell so arrangiert, daß sie 
jeweils im Sinne bestimmter Sprechaktbezeichnungen verstanden werden 
können (vgl. dazu Burkhardt 1986). Wie im normalen Leben wird auch 
in der Politik auf mündlichem wie auf schriftlichen Wege MITGETEILT, 
BEHAUPTET, GEFRAGT, GEBETEN, BEFOHLEN, GEDANKT, VOR-
GESCHLAGEN, EIN VORWURF ERHOBEN, SICH ENTSCHULDIGT, 
GEWARNT, GEDROHT, ANGEKÜNDIGT, VERSPROCHEN oder sogar 
SEIN EHRENWORT GEGEBEN. Wie immer kann dies mit Hilfe 
sprechaktbezeichnender Ausdrücke wie z.B. ,,Ich frage Sie, [ ... ]", ,,Ich 
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danke Ihnen", ,,Ich gebe Ihnen mein Ehrenwort" (vgl. dazu Heringer 
1990, 188 ff.) oder durch Präsuppositionen und Implikaturen indirekt 
nahegelegt werden. Als „Sprache in der Politik" spielt sich politische 
Kommunikation jedoch zu einem Großteil innerhalb von Institutionen ab 
und bringt dort eigene Sprechhandlungsformen hervor. 
Zur institutionellen Kommunikation der Politik ist auch die parla-
mentarische Sprache zu rechnen. Hier erscheinen einerseits Sprech-
handlungen der allgemein verfügbaren Typen, allerdings in von der 
Alltagssprache abweichender Gewichtung und Verteilung. Andererseits 
hat der deutsche Parlamentarismus, nach englischem, französischem 
und belgischem Vorbild, seit der Revolution von 1848 eine Reihe 
institutioneller, v.a. gesprächsorganisatorischer Sprechakttypen und 
Verfahrensmuster hervorgebracht, die z.T. in den Geschäftsordnungen 
kodifiziert sind und ihrerseits vorbildhaft auf die Arbeitsweise anderer 
Gremien eingewirkt haben (vgl. dazu Holly 1982, 13 f.). Es handelt sich 
dabei größtenteils um Sprechakte des Präsidiums: 
(a) debattenkonstitutive Sprechhandlungen 
z.B. Eröffnen und Schließen der Sitzung, Aufrufen und Verlesen der Tagesord-
nung, Unterbrechung oder Aufhebung der Sitzung 
(b) debattenstrukturierende Sprechhandlungen 
z.B. Fragestellung, Frage, ob das Wort gewünscht wird, Feststellen eines Abstim-
mungsergebnisses 
(c) debattenorganisierende Moderationen 
z.B. Bitte um Ruhe, Erteilen des Wortes, Frage nach Gestatten einer Zwischen-
oder Zusatzfrage 
(d) autoritative Maßnahmen 
z.B. Ordnungsruf, Rüge, Sachruf, Entziehen des Wortes. 
Die meisten dieser Sprechakte sind „deklarativ", d.h. schaffen zugleich 
den Tatbestand, den sie sprachlich zum Ausdruck bringen. 
Ein Redner kann im Prinzip alle denkbaren Arten von Sprech-
handlungen vollziehen, obwohl man erwarten kann, daß in seinem Text 
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ASSERTIVA und DIREKTIVA dominieren. Ihm stehen jedoch auch 
einige in der Regel mündlich vorzutragende DEKLARATIVA zu Gebote, 
von denen die ABGABE EINER ERKLÄRUNG und das STELLEN 
EINES ANTRAGS für die Institution Parlament besonders charakteri-
stisch sind.2 
Während der Redner Raum für Ausführungen hat, sind die kommu-
nikativen Handlungen derjenigen, die das offizielle Rederecht nicht 
besitzen, notgedrungen kurz und entweder verbal: 
(a) Zwischenruf 
(b) Zwischenfrage 
oder außersprachlich: 
(c) Zwischensymptome (Zustimmung, Heiterkeit, Lachen, Widerspruch, Beifall, früher 
auch Zischen bzw. Murren, Pultdeckelklappen, Verlassen des Sitzungssaales 
usw.) 
(d) Abstimmungszeichen (Handzeichen, Aufstehen, Sitzenbleiben). 
Diese Zeichen haben ihre Geschichte und unterliegen der historischen 
Veränderung oder sind, wie auch der „Gyu·ho" (,,Kuhgang") im japa-
nischen Parlament, kulturspezifisch. Das Pultdeckelklappen, um die 
Jahrhundertwende von den Abgeordneten des österreichischen Reichs-
rats zu stundenlanger Störung der Sitzung eingesetzt, war noch im 
Bundestag der 50er Jahre eine häufig praktizierte Form der Mißfallens-
kundgebung, die erst mit dem Einbau einer neuen Bestuhlung ver-
schwand. Früher übliches Zischen ist inzwischen aus der Mode gekom-
men. Nach anfänglich ernsthaft interrogativer Verwendung hat die im 
Bundestag 1953 mit dem Ziel der Belebung der Debatten eingeführte 
ZWISCHENFRAGE zwar im Laufe der Zeit zahlreiche Mustervarianten 
ausgeprägt, ist aber zugleich mehr und mehr zum Mittel der Provo-
kation, Ridikülisierung und Selbstdarstellung herabgekommen (vgl. 
Burkhardt 1995, 81 ff.; 1998, 225 ff.). 
Auch der Zwischenruf hat vielfältige syntaktische Formen entwickelt 
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und kann zum Vollzug einer Vielzahl unterschiedlicher Sprechhand-
lungen eingesetzt werden. Die Untersuchung seiner Geschichte hat seit 
den Tagen der Paulskirchenversammlung einen deutlichen Rollen-
wandel ergeben: Diente er anfänglich fast ausschließlich der Bekundung 
von ZUSTIMMUNG oder ABLEHNUNG, liegt seine Aufgabe im heutigen 
Parlament vor allem darin, auf (vermeintlich) vergessene oder unberiick-
sichtigt gebliebene Argumente hinzuweisen. Solche MEMORANDA 
werden überhaus häufig von IRONIE und SPOTT überlagert. Wäh-
rend ZUSTIMMUNG und ABLEHNUNG - bei gleichzeitigem radikalen 
Anstieg der Zwischenrufquantität und -durchschnittslänge immer 
geringeren Raum einnehmen, dominieren heute - neben dem echten 
HINWEIS auf (Gegen-)Argumente vor allem solche Formen, die der 
RIDIKÜLISIERUNG des Redners dienen. Im „Diskussionsparlament" 
des 19. Jahrhunderts kaum vorhandene EVALUATIVA wie VORWURF 
oder ABQUALIFIKATION (der Person bzw. des Inhalts) beanspruchen 
im ,,Arbeits-" bzw. ,,Schaufensterparlament" immer breiteren Raum, 
auch wenn sie sich dabei - infolge des abnehmenden Gewichtes der 
Plenardebatte - zumeist moderaterer Formen bedienen. Weil im 
„Schaufensterparlamentarismus" die Plenarreden immer weniger dazu 
dienen, Abgeordnete anderer Fraktionen zu überzeugen, sondern immer 
deutlicher darauf angelegt sind, die eigene Position' zu verteidigen und 
den politischen Gegner vor den Augen der Nation zu diskreditieren, ist 
der Zwischenruf nach und nach sowohl hinsichtlich seiner Länge als 
auch hinsichtlich seiner Variabilität, Leistung und Frequenz immer 
mehr zu einem - wenngleich ein wenig hilflosen - Stör- und Abwehr-
instrument des andersdenkenden Zuhörers ausgebaut worden. (Vgl. zu 
alledem v.a. Burkhardt 1993, 168 ff.; 1998, 216 ff.) 
Vergleichbare Entwertungen können unter den politischen Bedingungen 
des jeweiligen Systems bzw. Systemzustands auch andere, nicht-
institutionelle Sprechakttypen durchlaufen, so z.B. das Versprechen, 
wenn es als Wahlversprechen erscheint. Dann handelt es sich nämlich 
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um Versprechen, von denen jeder weiß (bzw. wissen sollte), daß sie 
strenggenommen keine sind (vgl. dazu Dieckmann 1981, 278; Heringer 
1990, 95 f.). 
3.2. Präsuppositionsanalyse 
Jeder Text sagt mehr, als wörtlich in ihm ausformuliert ist. Viele 
wichtige Aussagen sind „zwischen den Zeilen" verborgen, werden nur 
mitgedacht, aber nicht mitgesagt. Dieses stillschweigend Mitgedachte, 
im Gesagten aber Implizierte, das der Hörer/Leser erschließen muß, 
sind die Präsuppositionen: unausdrücklich mitbehauptete Vorausset-
zungen und Grundannahmen, die einer Äußerung zugrunde liegen. Von 
Stalnaker (1972, 387 f.) werden sie definiert als „propositions implicitly 
supposed before the relevant linguistic business is transacted." Nur wenn 
die präsupponierten Sätze wahr sind bzw. der Glaube des Sprechers an 
ihre Wahrheit zumindest unterstellt wird, ergibt der Wortlaut einer 
Äußerung wirklich Sinn. 
In der kompetitiven Sprache des Parlaments (aber nicht nur dort) ist 
dieses Mitgedachte, aber nicht Mitgesagte nicht selten insofern pro-
vokativ, als es dazu dient, den politischen Gegner unterschwellig zu 
diffamieren, oder politische Wertungen nahelegt, die keineswegs die 
suggerierte allgemeine Zustimmung finden. Es lassen sich 6 Präsupposi-
tionstypen unterscheiden, von denen hier nur die drei für die politische 
Sprache wichtigsten an Textbeispielen aus dem Deutschen Bundestag 
erläutert werden sollen3: 
1. textuelle Präsupposition 
Unter einer „textuellen Präsupposition" wird die implizite Mitbehauptung 
ideologisch-weltanschaulicher oder strategischer Prämissen verstanden, 
die sich aus dem Kontext ergeben und ohne deren Voraussetzung die 
betreffende Äußerung keinen Sinn ergäbe, weil sie sonst gegen die 
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Griceschen Konversationsmaximen (vgl. Grice 1975) verstoßen würde. 
Textuelle Präsuppositionen sind also die Sätze, die wahr sein bzw. für 
wahr gehalten werden müssen, damit das tatsächlich Gesagte als sinn-
volle, in sich kohärente Äußerung erscheint. In der Regel handelt es 
sich um nicht mitgesagte, aber mitgedachte und mitzudenkende 
ideologische Prämissen der Redner. Der Hörer/Leser muß die Äußerung 
(bzw. den ganzen Text) entsprechend „aufdatieren" (de Beaugrande/ 
Dressler 1972, 76, 109 f.). Präsuppositionen dieser Art sind es, die in der 
Sprache der Politik die unscheinbarste, aber zugleich auch die 
wichtigste Rolle spielen: 
Mischnick (FDP): [ ... ) 
Als die ersten [.,Mahnwachen") in Erscheinung traten, hat mir mein Sohn aus 
der „Chronik der Deutschen" die Seite aufgeschlagen, wo die „Mahnwachen" 
1933 standen. Was daraus geworden ist, wissen wir. 
(Lebhafter Beifall bei der FDP und der CDU/CSU - Frau Beck-Oberdorf 
{GRÜNE): Unverschämt!) (DB 10/2388 f.) 
Mischnicks Äußerung verstößt nur dann nicht gegen die Griceschen 
Maximen (insbesondere die der „Qualität" und der „Relation") und macht 
nur dann Sinn, wenn sie als Analogisierung der Demonstrationsformen 
der Nationalsozialisten und der Friedensbewegung verstanden wird. 
Gewollt oder ungewollt ergibt sich so die perfide Präsupposition: die 
Friedensbewegung bedient sich der Demonstrationsformen der Natio-
nalsozialisten und steht diesen daher nahe .. Durch sie wird der politische 
Gegner implizit diffamiert und öffentlich ausgegrenzt. Entsprechend 
schroff weist die Zwischenruferin Beck-Oberdorf diese implizite 
Provokation der Friedensbewegung per INHALTLICHER ABQUALIFI-
KATION zurück. Ihr Zuruf ist also keine Reaktion auf die Proposition, 
sondern auf die Präsupposition. 
2. vollständige syllogistische Präsupposition 
Die vollständige syllogistische Präsupposition erscheint vergleichsweise 
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selten. In ihr wird ein kompletter logischer Schluß mitgedacht, aber 
nicht mitgesagt: 
Dr. Waigel (CDU/CSU): [ ... ] 
Meine Damen und Herren, wir sind zu der Überzeugung gekommen, daß diese 
Stationierung auch moralisch, ethisch gerechtfertigt ist. 
(Schwenninger [GRÜNE]: Oh je, oh je! - Burgmann [GRÜNE]: Das ist eine 
wirklich komische Moral! - Frau Potthast [GRÜNE]: Das ist der Verfall der 
politischen Moral!) (DB 10/2373) 
Waigel gibt durch seinen Satz einen Syllogismus (der 1. Figur) des Typs 
,,Camestres" mit zu verstehen: 
Wer der Stationierung zustimmt, ist moralisch, ethisch gerechtfertigt. 
Die GRÜNEN und die Mehrheit der SPD stimmen der Stationierung nicht zu. 
:. Die GRÜNEN und die Mehrheit der SPD sind moralisch„ ethisch nicht 
gerechtfertigt. 
Vollständige syllogistische Präsuppositionen sind die wohl subtilsten, 
weil am wenigsten angreifbaren Formen von Ausgrenzung und Provoka-
tion, sowohl in Redebeiträgen als auch in Zwischenrufen. Entsprechend 
heftig fällt zumeist die Reaktion des politischen Gegners aus. 
3. partielle syllogistische Präsupposition 
Bei der partiellen syllogistischen Präsupposition werden entweder die 
beiden Prämissen oder die Konklusion ausgesprochen, wobei zugleich 
die Konklusion bzw. die jeweils andere der beiden Prämissen textuell 
präsupponiert wird. Ein besonders perfides Beispiel für eine solche 
Präsupposition lieferte Seiters (CDU/CSU) mit seinem an den GRÜNEN 
Reents gerichteten Zwischenruf: ,,So kann nur ein Kommunist reden!" 
(DB 10/2538). Das zugrundeliegende Schlußverfahren (ein „Darii" der 
1. Figur) läßt sich wie folgt beschreiben: 
Wer in einer bestimmten Weise redet, ist Kommunist. 
Reents redet in eben dieser Weise. 
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:. Reents ist Kommunist. 
Nimmt man hinzu, daß Kommunist eines der Haupt-Stigmawörter der 
bundesrepublikanischen Gesellschaft war und ist, so entfaltet sich (als 
lexikalische Präsupposition) die „deontische Bedeutung" ist ethisch 
verwerflich/ das darf man nicht sein, und es entsteht auf der anderen 
Seite ein indirekter VORWURF. 
Weil Präsuppositionen ihre Wirkung „zwischen den Zeilen" entfalten 
und ihren Sprechern im Streitfall jederzeit die Möglichkeit des 
Rückzugs auf den geäußerten Wortlaut eröffnen, sind sie nur schwer 
anzugreifen, kaum justitiabel und insofern besonders subtil. 
4. Schluß 
Angesichts der Kürze des zur Verfügung stehenden Raumes konnten 
hier nur einige wenige zentrale Begriffe und Methoden der „Polito-
linguistik" dargelegt werden. Insbesondere zur rhetorischen Analyse, 
zur Textsortentypologie, zum Sprechhandeln in Institutionen wie dem 
Parlament und zur Argumentationsanalyse wäre noch vieles hinzuzufügen. 
Das alles auszuführen muß anderen Gelegenheiten vorbehalten bleiben. 
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• Leicht überarbeitete Fassung eines Vortrags, den ich - auf Einladung von 
Prof. Dr. Hiroyuki Takada - am 06.04.2000 an der Philosophischen Fakultät 
der Kansai-Universität Osaka gehalten habe. 
l So gab die Arbeitsgemeinschaft "Sprache in der Politik" e.V. ihrer 7. Ar-
beitstagung, die am 20./21. Oktober 2000 in den Räumen der Humboldt-
Universität zu Berlin stttfand, den Titel „Sprache und Glaubwürdigkeit. 
Linguistik der politischen ,Affäre(n)"'. Die Ergebnisse dieser Tagung werden 
in einem Sammelband (Burkhardt/Pape 2001) veröffentlicht. 
2 Allerdings hat der verfahrenstechnische Stellenwert gerade der institu-
tionellen Sprechhandlungen der Redner im Zuge des Wandels vom 
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„Diskussions-" zum ,,Arbeits-" bzw. ,,Schaufensterparlament" (vgl. Burkhardt 
1992, 156 ff.) deutlich abgenommen. 
3 Die Beispiele werden jeweils mit dem Kürzel „DB"+ Angabe von Legisla-
turperiode und Seitenzahl werden aus den Stenographischen Berichten des 
Deutschen Bundestages zitiert. Präsuppositionen sind durch einfache Unter-
streichung gekennzeichnet. - Für eine ausführlichere Darstellung vgl. 
Burkhardt (1998; 209 ff.). 
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